Gefeß- Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 20. 


(Nr. 7636.) Vertrag zwiſchen Preußen und Sachſen-Altenburg wegen Anlage einer Eiſen⸗ 
bahn von Zeitz über Meuſelwitz nach Altenburg. Vom 22. Februar 
1870. 


Stu Majeſtät der König von Preußen und Seine Hoheit der Herzog von 
Sachſen⸗Altenburg haben beſchloſſen, eine Eiſenbahnverbindung zwiſchen Ihren 
Staaten durch den Bau einer Eiſenbahn von Zeitz nach Altenburg ins Leben 
zu rufen und für die deshalb erforderlichen Verhandlungen zu Bevollmächtigten 
ernannt: d 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Miniſterialdirektor der Eiſenbahnverwaltung Theo- 
dor Weishaupt, und 


Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Altenburg: 
Höchſtihren Geheimen Finanzrath Carl Hempel, 


von welchen unter Vorbehalt der Ratifikation der nachſtehende Vertrag verab⸗ 
redet und abgeſchloſſen worden iſt. 5 


Artikel 1. 

Die Hohen kontrahirenden Regierungen ſind übereingekommen, eine Eiſen⸗ 
bahn von Zeitz nach Altenburg zuzulaſſen und zu fördern. Die Königlich Preu⸗ 
ßiſche Regierung wird die Konzeſſion zum Bau und Betriebe der Bahn für die 
in Ihrem Gebiete belegene Strecke derſelben Aktiengeſellſchaft ertheilen, welche 
für die Strecke im Herzoglich Altenburgiſchen Gebiete konzeſſionirt werden wird. 


Artikel 2. 

Die Königlich Preußiſche Regierung iſt damit einverſtanden, daß die zu 
konzeſſionirende Geſellſchaft ihr Domizil und den Sitz ihrer Verwaltung in Alten⸗ 
burg nehme und in Beziehung auf alle Maaßnahmen und Feſtſetzungen, welche 
die Verhältniſſe der Geſellſchaft als ſolcher und die Beaufſichtigung und Ver⸗ 
waltung des Unternehmens im Allgemeinen betreffen, von der Herzoglich Alten⸗ 
burgiſchen Regierung reſſortire. 
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Artikel 3. s 

Die Bahn ſoll im Allgemeinen die Richtung von Zeitz über Meuſelwitz 
nach Altenburg erhalten und bei Zeitz mit der Thüringiſchen, bei Altenburg mit 
der Sächſiſch⸗Bayeriſchen Eiſenbahn in Verbindung gebracht werden. 

Die ſpezielle Feſtſtellung der Bahnlinie, wie des geſammten Bauplanes 
und der einzelnen Bauentwürfe bleibt jeder der beiden kontrahirenden Regierungen 
für Ihr Gebiet vorbehalten. Auch ſoll die landespolizeiliche Feſtſetzung der Wege⸗ 
übergänge, Brücken, Durchläſſe, Flußkorrektionen, Vorfluthsanlagen und Parallel- 
wege, ſowie der Lage der Bahnhöfe und Halteſtellen nebſt der baupolizeilichen 
Prüfung der Bahnhofsanlagen in jedem Gebiete den dortigen kompetenten Be⸗ 
hörden zuſtehen. N 


Artikel 4. 


Der Punkt, wo die Bahn die beiderſeitige Landesgrenze überſchreitet, ſoll 
nöthigenfalls durch deshalb abzuordnende beiderſeitige techniſche Kommiſſarien 
näher beſtimmt werden. 


Artikel 5. 

Die Bahn wird zwar zunächſt nur mit Einem durchgehenden Geleiſe ver⸗ 
ſehen, das Terrain jedoch von vornherein für eine doppelgeleiſige Bahn erworben 
werden. Bei dem Eintritte des Bedürfniſſes werden die Hohen Regierungen Sich 
über die Herſtellung des zweiten Geleiſes verſtändigen. Die Spurweite der Ge⸗ 
leife ſoll vier Fuß acht und einen halben Zoll Engliſchen Maaßes im Lichten der 
Schienen betragen. 

Artikel 6. 


Der Erwerb der zur Anlage der Bahn erforderlichen Grundſtücke geſchieht, 
inſofern eine gütliche Vereinbarung unter den Betheiligten nicht zu erreichen ift, 
in jedem der beiden Gebiete nach den Beſtimmungen des dort geltenden, bezie⸗ 
hungsweiſe zu erlaſſenden Expropriationsgeſetzes. Jede der Hohen Regierungen 
wird für Ihr Gebiet der zu konzeſſionirenden Eiſenbahngeſellſchaft das Expro⸗ 
priationsrecht rechtzeitig ertheilen. 


Artikel 7. 


Der Bau der Bahn ſoll ſolide und dauerhaft ausgeführt werden, damit 
Gefahren und Störungen des Betriebes nicht zu beſorgen ſind und Perſonen, 
Güter, ſowie ſonſtige Gegenſtände welche auf Eiſenbahnen befördert zu werden 
geeignet ſind, ohne Nachtheile transportirt werden können. Auch ſoll die Geſell⸗ 
ſchaft den Bahnbau in beiden Staatsgebieten zu gleicher Zeit beginnen und 
gleichmäßig fördern. N a 

In Folge des Herzoglich Altenburgiſcher Seits ausgedrückten Wunſches 
wird die Königlich Preußiſche Regierung durch ihre Se die technifche a 
trole der Bauausführung auch im Altenburgiſchen Staatsgebiete ausüben laſſen. 
Die Herzoglich Altenburgiſche Regierung wird die durch dieſe Kontrole erwach⸗ 
ſenden Koſten „ welche fie der zu konzeſſionirenden Geſellſchaft aufzuerlegen beab⸗ 
ſichtigt, der Königlich Preußiſchen Regierung erſtatten. 

Art. 
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Artikel 8. 


f Der Eigenthümer der Bahn hat wegen aller Entſchädigungsanſprüche, die 
aus Anlaß der Bahnanlage oder des Bahnbetriebes auf Königlich Preußiſchem 
Gebiete entſtehen und gegen ihn geltend gemacht werden möchten, der Preußiſchen 
Gerichtsbarkeit und den Preußischen Geſetzen ſich zu unterwerfen und zu ſolchem 
Zwecke in Zeitz Domizil zu nehmen. 

Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt vorbehalten, den Verkehr 
zwiſchen Ihr und der zu konzeſſionirenden Geſellſchaft, ſowie die Handhabung der 
Ihr über die betreffende Bahnſtrecke zuſtehenden Hoheits⸗ und Aufſichtsrechte 
einer Behörde zu übertragen. Dieſe Behörde hat die Beziehungen ihrer Regie⸗ 
rung zu der Eiſenbahnverwaltung in allen Fällen zu vertreten, die nicht zum 
direkten Einſchreiten der kompetenten Polizei⸗ oder Gerichtsbehörden geeignet find. 
Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich bei Angelegenheiten territorialer Natur, welche 
hiernach von der betreffenden Königlich Preußiſchen Behörde reſſortiren, an dieſe 
zu wenden. Die gedachten Funktionen können von der Königlich Preußiſchen 
Regierung auch einem beſonderen Kommiſſarius übertragen werden. 


Artikel 9. 


Die im Preußiſchen Gebiete angeſtellten Beamten der Geſellſchaft ſind 
den Preußiſchen Landesgeſetzen unterworfen. Die Angehörigen des einen Staates, 
welche im Gebiete des anderen Staates angeſtellt werden möchten, ſcheiden dadurch 
aus dem Unterthanenverbande ihres Heimathlandes nicht aus. 

Die zu konzeſſionirende Geſellſchaft ſoll verpflichtet werden, die von ihr 
anzuſtellenden Bahnwärter, Schaffner und ſonſtigen Unterbeamten, mit Ausnahme 
der einer techniſchen Vorbildung bedürfenden, vorzugsweiſe aus der mit Civil⸗ 
Anſtellungsberechtigung entlaſſenen Militairs, ſoweit dieſelben das 35ſte Lebensjahr 
noch nicht überſchritten haben, zu wählen. 

Bei Beſetzung der Beamtenſtellen innerhalb des Preußiſchen Gebietes ſoll 
übrigens auf die Bewerbungen Preußiſcher Unterthanen beſondere Rüdficht ge⸗ 
nommen werden. N 

Artikel 10. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird von dem Betriebe der in Ihrem 
Gebiete belegenen Bahnſtrecke eine Abgabe nach Maaßgabe des Preußiſchen Ge⸗ 
bee vom 16. März 1867. erheben und bei der Berechnung derſelben den aus 

em Verhältniſſe der Streckenlängen in beiden Gebieten ſich ergebenden Theil des 
Anlagekapitals, beziehungsweiſe die auf dieſen Theil des Anlagekapitals ent⸗ 
fallende, gleichfalls nach dem Verhältniß der Streckenlängen ermittelte Quote der 
aus dem Betriebe ſich ergebenden Reineinnahme als ſteuerpflichtigen Reinertrag 
zu Grunde legen. Die 8 erfolgt alljährlich postnumerando, und zwar 
zum erſten Male für das auf die Betriebseröffnung folgende, mit dem 1. Ja⸗ 
nuar beginnende Rechnungsjahr. Die Herzoglich 10 des Regierung wird 
der Königlich Preußiſchen Regierung die Berechnung des Reinertrages der Bahn 
alljährlich und zwar ſpäteſtens vier Monate nach Ablauf des betreffenden Jahres 
mittheilen und für die Abführung der Abgabe an die von der Königlich Preußi⸗ 
ſchen Regierung zu bezeichnende Kaſſe Sorge tragen. 
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ae 
Außer diefer Abgabe werden im Königlich Preußiſchen Gebiete weitere 
Staatsſteuern von dem Betriebe der Bahn nicht erhoben werden. 


Artikel 11. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird die auf der Bahnſtrecke in 
Ihrem Gebiete einzuführende Bahnpolizei⸗Ordnung nach den auf Ihren Staats⸗ 
bahnen geltenden Grundſätzen feſtſtellen. Ueber die Einführung eines gemein⸗ 
ſchaftlichen Bahnpolizei⸗ Reglements bleibt, fo lange ein ſolches noch nicht für 
das geſammte Norddeutſche Bundesgebiet erlaſſen ſein wird, die Verſtändigung 
unter beiden kontrahirenden Regierungen vorbehalten. Den auf der genannten 
Strecke fungirenden Eiſenbahnbeamten werden in Bezug auf die Bahnpolizei 
dieſelben Befugniſſe eingeräumt werden, welche auf den Preußiſchen Eiſenbahnen 
die betreffenden Bahnbeamten auszuüben haben, und ſind dieſelben zu dieſem 
Zwecke auf Präſentation der Bahnverwaltung bei den kompetenten Königlich 
Preußiſchen Behörden in Pflicht zu nehmen. ; 

Die von der einen Regierung geprüften Betriebsmittel ſollen ohne weitere 
Reviſion auch im Gebiete der anderen Regierung zugelaſſen werden. 


Artikel 12. 

Die Feſtſetzung des Tarifs und Fahrplans bleibt der Herzoglich Alten⸗ 
burgiſchen Regierung vorbehalten. Es ſoll jedoch weder im Perſonen⸗ noch im 
Güterverkehr zwiſchen den beiderſeitigen Unterthanen hinſichtlich der Beförderungs⸗ 
preiſe und der Zeit der Abfertigung ein Unterſchied gemacht werden. Auch iſt 
ſchon jetzt verabredet, daß zwiſchen Zeitz und Altenburg in beiden Richtungen 
täglich mindeſtens drei Züge mit Perſonenbeförderung eingerichtet werden ſollen, 
und daß hiervon mindeſtens zwei Züge eine vierte Wagenklaſſe zu führen haben. 


f Artikel 13. 

Beiden Hohen Regierungen wird der Geſellſchaft gegenüber das Recht 
reſervirt werden, die in Ihren reſp. Gebieten belegenen Strecken nach Maaßgabe 
der Beſtimmungen des Preußiſchen Geſetzes über Eiſenbahn⸗Unternehmungen 
vom 3. November 1838. an Sich zu bringen. Ungeachtet einer hiernach etwa 
eintretenden Aenderung in den Eigenthumsverhältniſſen der Bahn ſoll eine Un⸗ 
terbrechung des Betriebes auf derſelben niemals eintreten, vielmehr wegen Er- 
haltung eines ungeſtörten, einheitlichen Betriebes unter Anwendung gleicher Tarif⸗ 
ſätze und Tarifbeſtimmungen für die ganze Bahnlinie zuvor eine den Verhältniſſen 
angepaßte Verſtändigung Platz greifen. 


Artikel 14. 


Beide Hohe Regierungen ſind darüber einverſtanden, daß die Konzeſſion 
zum Bau und Betriebe der Bahn davon abhängig gemacht werden ſoll, daß die 
Geſellſchaft ſich denjenigen Bedingungen unterwirft, welche im Intereſſe der Poſt⸗, 
Militair⸗ und Telegraphenverwaltung den im Norddeutſchen Bundesgebiete in 
neueſter Zeit konzeſſtonirten Bahnen auferlegt worden find, oder künftig durch 
Bundesbeſchlüſſe allgemein noch auferlegt werden möchten. 

Auch ſoll die zu konzeſſionirende Geſellſchaft verpflichtet werden, auf Ver⸗ 

f . lan 


ae 


langen der Hohen Kontrahenten auf der Bahn den Einpfennigtarif für den Trans⸗ = 


port von Kohlen und Koaks und eventuell der übrigen im Artikel 45. der Ver⸗ 


faſſung des Norddeutſchen Bundes bezeichneten Gegenſtände einzuführen. 


Artikel 15. 


Beide vertragſchließende Regierungen behalten Sich, eine jede für Sich, 
das Recht vor, von dem gegenwärtigen Vertrage zurückzutreten, ſobald die nach 
Artikel 1. anzulegende Bahn nicht ſpäteſtens bis zum Ende des Jahres 1873. 
vollendet und dem Betriebe übergeben ſein ſollte. 


Artikel 16. 


Dieſer Vertrag foll in zwei gleichlautenden Original⸗Exemplaxen ausgefertigt 
und beiderſeits zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. Die Auswechſe⸗ 
lung der beiderſeitigen Ratifikations⸗Urkunden ſoll ſpäteſtens binnen vier Wochen 
in Berlin erfolgen. i 


So geſchehen Berlin, den 22. Februar 1870. 


(L. S.) Theodor Weishaupt. 
(L. S.) Carl Hempel. 


Vorſtehender Vertrag iſt ratiftzirt worden und die Auswechſelung der Ra⸗ 
tifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. a 


— — — ͤ — — 


(Fr. 7637.) Statut der Wieſengenoſſenſchaft des oberen Ahrthales im Kreiſe Wetzlar. Vom 
12. März 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, Behufs Verbeſſerung der in den Gemeindebännen von Erda und 
Mudersbach, Kreis Wetzlar, im oberen Ahrthale gelegenen Wieſen, nach An⸗ 
hörung der Betheiligten, dem Antrage der Mehrzahl derſelben entſprechend, auf 
Grund des Geſetzes vom 28. Februar 1843. $$. 56. 57, (Geſetz: Samml. für 
1843. S. 51.) und des Geſetzes vom 11. Mai 1853. Artikel 2. (Geſetz⸗Samml. 
für 1853. S. 182.), was folgt: 


# Saal 
Die Beſitzer der in den Gemeindebännen Erda und Mudersbach, Kreis 


Wetzlar, im oberen Ahrthale gelegenen Wieſen, welche in dem Situationsplane 
(Nr, 76367637.) des 
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des Kreis⸗Wieſenbaumeiſters Petry zu Neuwied vom 24. Juli 1868. nebſt den 
dazu gehörigen Kataſterauszügen mit einer Fläche von 140 Morgen 19 Quadrat⸗ 
ruthen 66 Quadratfuß verzeichnet ſind, werden zu einem Verbande unter dem 
Namen „Wieſengenoſſenſchaft des oberen Ahrthales“ vereinigt, um den Extrag 
ihrer Grundſtücke durch Ent⸗ und Bewäſſerung zu verbeſſern. Der Verband 
hat Korporationsrechte und ſein Domizil bei ſeinem jedesmaligen Vorſteher. 

$. 2. 

Die Mittel zur Ausführung der im Plane des Wieſenbaumeiſters Petry 
angegebenen Anlagen ſollen — ſoweit ſie nicht auf den Antheil des Herrn Für⸗ 
ſten zu Solms ⸗Hohenſolms⸗Lich fallen — von der Wieſengenoſſenſchaft durch 
eine Anleihe u werden, zu deren Kontrahirung der Vorstand ermächtigt 
iſt. Die zur Ausführung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen Anlagen, 
ſowie insbeſondere zur Tilgung dieſer Anleihe erforderlichen Beiträge werden von 
den Genoſſen nach Verhältniß ihrer betheiligten Flächen aufgebracht. 

Der Bürgermeiſter ſetzt die Hebeliſte auf Antrag des Wieſenvorſtehers 
feſt. Die Beiträge können von den Betheiligten durch adminiſtrative Exekution 
zur Kommunalkaſſe eingezogen werden. f 


$. 3. 0 

Die Ausführung der Anlagen erfolgt unter Leitung eines Wieſenbaumei⸗ 
ſters. Ueber die Art der Ausführung, ob in Tagelohn, Verding oder durch 
Naturalleiſtung der Eigenthümer, entſcheidet der Vorſtand. Werden die Anlagen 
durch Naturalleiſtung der Eigenthümer ausgeführt, ſo iſt der Wieſenvorſteher 
befugt, die nicht rechtzeitig oder nicht gehörig ausgeführten Arbeiten nach ein⸗ 
maliger vergeblicher Erinnerung auf Koſten des Säumigen machen und die Koſten 
von demſelben epekutiviſch beitreiben zu laſſen (conf. $. 2.). Ebendazu iſt der 
Wieſenvorſteher bei ſolchen Arbeiten befugt, welche den einzelnen Genoſſen für 
ar Grundſtücke obliegen und im Intereſſe der ganzen Anlage nicht unterbleiben 
ürfen. 

Die Unterhaltung der einzelnen Parzellen, insbeſondere deren Umbau und 
Beſaamung, bleibt den Eigenthümern überlaffen; jedoch haben fie dabei den An⸗ 
ordnungen des Wieſenvorſtehers im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten. 


$. 4. 

Die Anlegung der nöthigen Gräben, Wehre 2c. muß jeder Wieſengenoſſe 
a den dazu erforderlichen Grund und Boden in der Regel unentgelt⸗ 
ich hergeben. 

Ueber Anſprüche auf Entſchädigung wird, mit Ausſchluß des Rechtsweges, 
ſchiedsrichterlich entſchieden (efr. $. 9.). 

Die Erwerbung von Terrain, welches nicht Mitgliedern des Wieſenver⸗ 
bandes gehört, erfolgt nach den Vorſchriften des zweiten Abſchnittes des Geſetzes 
vom 28. Februar 1843. 

$. 5. * 

Die Angelegenheiten des Verbandes werden von einem aus dem Wieſen⸗ 
vorſteher und zwei Wieſenſchöffen beſtehenden Vorſtande unentgeltlich geleitet. 5 

$. 
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Die Mitglieder des Vorſtandes, nebſt zwei Stellvertretern für die Wieſen⸗ 
ſchöffen, werden von den Wieſengenoſſen aus ihrer Mitte auf drei Jahre gewählt. 
Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme; wer mehr als zwei Mor⸗ 
gen im Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, wer vier Morgen beſitzt, drei Stim⸗ 
men, und ſo fort für je zwei Morgen mehr Eine Stimme mehr. 

Der Bürgermeiſter beruft die Wahlverſammlung und führt den Vorſitz in 
derſelben. Er verpflichtet die Gewählten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 

Minderjährige und moraliſche Perſonen können durch ihre geſetzlichen Ver⸗ 
treter, Ehefrauen durch ihre Ehemänner mitſtimmen. Wählbar iſt jeder Wieſen⸗ 
genoſſe, welcher nicht den Vollbeſitz bürgerlicher Rechte durch rechtskräftiges Er⸗ 
kenntniß verloren hat. 

Im Uebrigen ſind bei der Wahl die Vorſchriften für Gemeindewahlen zu 
beobachten. Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Bürgermeiſter be⸗ 
ſcheinigte Wahlprotokoll. 8 7 


Der Wieſenvorſteher iſt die ausführende Verwaltungsbehörde des Verban⸗ 
des und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behörden gegenüber. Er hat 
insbeſondere: 

a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem oben gedachten 

Plane mit Hülfe des vom Vorſtande erwählten Wieſenbaumeiſters zu 
veranlaſſen und dieſelbe zu beauflichtigen; 

b) die Beiträge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu revidiren; 

e) die Voranſchläge und Jahresrechnungen den Wieſenſchöffen zur Feſtſtellung 
und Abnahme vorzulegen; 

d) den Wieſenwärter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjährige Grabenſchau im April und November mit den 
Wieſenſchöffen abzuhalten; 

e) den Schriftwechſel für den Wieſenverband zu führen und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Verträgen iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Wieſenſchöffen nöthig ; 

f) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements ($. 10.) 
bis zur Höhe von 1 Rthlr. feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 

In Behinderungsfällen läßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen Wieſen⸗ 
ſchöffen vertreten. 


§. 8. 
| Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ftellt der Vorſtand einen 
Wieſenwärter auf dreimonatliche 1 an und beſtimmt deſſen Lohn. Die 
Wahl des Wieſenwärters unterliegt der Beſtätigung des Landrathes. Der Wieſen⸗ 
wärter iſt allein befugt zu wäſſern und muß ſo wäſſern, daß alle Parzellen den 
verhältnißmäßigen Antheil an Waſſer erhalten. Kein Eigenthümer darf die 
(Nr. 7637.) Schleu⸗ 
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Schleuſen öffnen oder zuſetzen oder überhaupt die gemeinſchaftlichen Anlagen 
eigenmächtig verändern, bei Vermeidung einer Konventionalſtrafe von 2 Rthlr. 
für jeden Kontraventionsfall. | 

Der Wiefenwärter wird als Feldhüter vereidigt; er muß den Anweiſungen 
des Wieſenvorſtehers pünktlich Folge leiſten und kann von demſelben mit Ver⸗ 
weis und Geldbuße bis zu 1 Rthlr. beſtraft werden. i 

§. 9. 

Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, 
gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. Dagegen werden alle an⸗ 
deren, die gemeinſamen Angelegenheiten des Verbandes oder die vorgebliche Be⸗ 
einträchtigung eines oder des anderen Genoſſen betreffende Beſchwerden von dem 
Vorſtande unterſucht und entſchieden. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs an 
ein Schiedsgericht frei, welcher binnen 10 Tagen, von der Bekanntmachung des 
Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet werden muß. Ein 
weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. 

Der unterliegende Theil trägt die Koſten. i 

Das Schiedsgericht beſteht aus dem Bürgermeiſter und zwei Beiſitzern. 
Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter für jeden werden von der Generalver⸗ 
ſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewählt. Wählbar iſt jeder, der 
in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu den öffentlichen Gemeindeämtern wählbar 
und nicht Mitglied des Verbandes iſt. 

Wenn der Bürgermeiſter ſelbſt Mitglied des Verbandes ſein ſollte, ſo 
muß der Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen anderen unparteiiſchen 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. Daſſelbe kann der Landrath thun, 
wenn ſonſtige Einwendungen gegen die Perſon des Bürgermeiſters von den Be⸗ 
theiligten erhoben werden, welche deſſen Unparteilichkeit nach dem Ermeſſen des 
Landrathes beeinträchtigen. 

. 10, 


Wegen der Wäſſerungsordnung, der Grabenräumung, der Heuwerbung 
und der Hütung des Viehes auf den Wieſen hat der Vorſtand die nöthigen Be⸗ 
ſtimmungen zu treffen, und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis 
zu 3 Rthlr. bedrohen. 8 


a Se 

In Rückſicht auf die Größe, ſowie die örtliche Lage des in dem Genoſſen⸗ 
ſchaftsgebiete enthaltenen Grundbeſitzes des Herrn Fürſten zu Solms⸗Hohenſolms⸗ 
Lich bleibt Letzterem das Recht vorbehalten, nach Ablauf von fünf Jahren, von 
der Beſtätigung dieſes Statuts an gerechnet, aus dem Verbande wiederum aus⸗ 
zuſcheiden. In dieſem Falle ſollen wegen Forterhaltung der für beide Theile 
nothwendigen Anlagen, ſowie über die bei der Auseinanderſetzung ſich etwa als 
nothwendig ergebenden ſonſtigen Maaßnahmen beſondere Beſtimmungen 1 
ar 


bart und beim Mangel gütlicher Einigung mit Ausſchluß des Rechtsweges ſchieds⸗ 
llaichterlich feſtgeſtellt werden. Die Ernennung der Schiedsrichter erfolgt durch 
das Landrathsamt zu Wetzlar. 
i Dem Herrn Fürſten bleibt ferner das Recht vorbehalten, einen der nach 
$. 6. zu wählenden Wieſenſchöffen, ſowie deſſen Stellvertreter zu ernennen. Soll 
von dieſem Rechte Gebrauch gemacht werden, ſo wird der Herr Fürſt den Wieſen⸗ 
vorſtand hiervon rechtzeitig vor der Wahl beziehentlich Neuwahl von Wieſen⸗ 
ſchöffen benachrichtigen, wogegen in demſelben Falle der zweite Wieſenſchöffe nebſt 
deſſen Stellvertreter von den übrigen Verbandsgenoſſen mit Ausſchluß des Herrn 
Fürſten allein gewählt wird. 

$. 12. 

Der Verband iſt der Oberaufſicht des Staates in demſelben Umfange 
unterworfen, wie eine ländliche Gemeinde. Das Aufſichtsrecht wird gehandhabt 
von dem Kreislandrathe, von der Regierung in Coblenz, als Landespolizeibehörde, 
und von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 


N 
Aenderungen dieſes Statuts können nur unter landesherrlicher Genehmi⸗ 
gung erfolgen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 12. März 1870. 
(L. S.) Wilhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 


(Fr. 7638.) Allerhöchſter Erlaß vom 12. März 1870., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte an die Gemeinde Thommen im Kreiſe Malmedy, Regie⸗ 
rungsbezirks Aachen, für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde⸗ 
Chauſſee von Schirm an der Aachen-Luxemburger Staatsſtraße über 
Maldingen bis zur Landesgrenze bei Bého. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ge⸗ 
meinde⸗Chauſſee im Kreiſe Malmedy, Regierungsbezirks Aachen, von Schirm an 
der Aachen⸗Luxemburger Staatsſtraße über Maldingen bis zur Landesgrenze bei 
Beho, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch der Gemeinde Thommen das 
Expropriationsrecht für die zu dieſer Thauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen 
das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach 
Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf 
dieſe Straße. Zugleich will Ich der genannten Gemeinde gegen Uebernahme der 
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künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des 
Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal 
geltenden Chauſſeegeld⸗ Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden 
zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 

polizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 12. März 1870. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 


(Nr. 7639.) Privilegium wegen Ausgabe von 13,500,000 Thalern fünfprozentiger Prioritäts⸗ 
Obligationen der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 
28. März 1870. 8 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von Seiten der unterm 14. Januar 1842, landesherrlich be⸗ 
ſtätigten Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft (GeſetzSamml. für 1842. 
S. 58.) darauf angetragen iſt, ihr in Gemäßheit des §. 5. des von Uns unterm 
26. Juli 1869. (Geſetz⸗Samml. S. 970. ff.) genehmigten achten Nachtrages 
zu ihrem Statute zur Beſtreitung der Koſten der Erweiterung, beſſeren Aus⸗ 
rüſtung und Vervollſtändigung ihres Unternehmens die Ausſtellung auf den 
Inhaber lautender und mit Sinsfupons verſehener Obligationen, nämlich 1500 Stück 
zu 1000 Rthlr., 4000 Stück zu 500 Rthlr. und 100,000 Stück zu 100 Rthlr., 
im Geſammtbetrage von 13,500,000 Rthlr. zu geſtatten, ertheilen Wir in Ge⸗ 
mäßheit des $. 29. des Statuts der Geſellſchaft und des Geſetzes vom 17. Juni 
1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an 
jeden Inhaber enthalten, durch gegenwärtige Urkunde Unſere landesherrliche 
Genehmigung zur Erhöhung des Anlagekapitals der Magdeburg⸗Halberſtädter 
Eiſenbahngeſellſchaft um die Summe von 13,500,000 Rthlr. und zur Emiſſion 
von 1500 Stück Obligationen zu 1000 Rthlr., buchſtäblich: Eintauſend Thalern, 
4000 Stück Obligationen zu 500 Rthlr., buchſtäblich: fünfhundert Thalern, und 
100,000 Stück Obligationen zu 100 Rthlr., buchftäblih: Einhundert Thalern, 

unter nachſtehenden Bedingungen. 
SE 


Die zu emittirenden Obligationen, auf deren Rückſeite dieſes Privilegium 
abzudrucken iſt, werden unter fortlaufenden Nummern, und zwar in Apoints 
a 1000 Rthlr. unter Nr. 1. bis 1500. zum Betrage von 13 Millionen Thaler, 
in Apoints à 500 Rthlr. unter Nr. 1501. bis 5500. zum Betrage von 2 Mil⸗ 
lionen Thaler, in Apoints à 100 Rthlr. unter Nr. 5501. bis 155,000. zum 
Betrage von 10 Millionen Thaler, nach dem sub A. beigefügten Schema aus⸗ 
gefertigt und mit der Unterſchrift von drei ordentlichen Direktionsmitgliedern in 
Fakſimile und mit der eigenhändigen Unterſchrift eines Geſellſchaftsbeamten 


verſehen. > 


Die Obligationen tragen fünf Prozent Zinſen. Zu deren Erhebung wer⸗ 
den den Obligationen zunächſt für zehn Jahre zwanzig halbjährige, am 2. Januar 
und 1. Juli der betreffenden Jahre zahlbare Zinskupons Nr. 1. bis 20. nebſt 
Talons nach dem sub B. beigefügten Schema beigegeben. 

2 Beim Ablauf dieſer und jeder folgenden zehnjährigen Periode werden nach 
vorheriger öffentlicher Bekanntmachung für anderweite zehn Jahre neue Zins⸗ 
kupons ausgereicht. 

Die Ausreichung erfolgt an den Präſentanten des Talons — mit deſſen 
Rückgabe zugleich über den Empfang der neuen Serie Zinskupons nebſt Talon 
quittirt wird — ſofern nicht vor deſſen Fälligkeitstermin dagegen von dem In⸗ 
haber der Obligation bei dem Direktorium ſchriftlich Widerſpruch erhoben iſt. 
Im Falle ſolchen Widerſpruchs werden die Kupons zum Depoſitorium des 
Stadt⸗ und Kreisgerichts zu Magdeburg gebracht und die ſtreitenden Intereſſenten 
zur 1 über den unter ihnen ſtreitigen Anſpruch auf den Rechtsweg 
verwieſen. 


Dieſe Beſtimmung wird auf dem jedesmaligen Talon abgedruckt. 


§. 3. 
Die Anſprüche auf Zinsvergütung erlöſchen und die Zinskupons werden 
ungültig und werthlos, wenn dieſe nicht binnen vier Jahren nach der Verfall- 
zeit zur Zahlung präſentirt werden. 


$. 4. 

Die Verzinſung der Obligationen hört an dem Tage auf, an welchem 
letztere zur Zurückzahlung fällig find. Wird dieſe in Empfang genommen, fo 
müſſen zugleich die ausgereichten Zinskupons, welche ſpäter, als an jenem Tage 
verfallen, mit der fälligen Obligation eingereicht werden, geſchieht dies nicht, ſo 
wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Kapitale gekürzt und zur 
Einlöſung dieſer Kupons verwendet. | 


$. 5. 


Die Obligationen unterliegen der Amortiſation, die mit dem Jahre 1876. 
aus den Einkünften des Jahres 1875. beginnt und durch alljährliche Verwen⸗ 
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dung von 67,500 Rthlr. und der auf die eingelöſten Obligationen fallenden 8 2 


Zinſen ausgeführt wird. i N 

Die Nummern der in einem jeden Jahre zu amortiſirenden Obligationen 
werden alljährlich durch das Loos beſtimmt, und die Auszahlung des Nominal⸗ 
betrages der hiernach zur Amortiſation gelangenden 5 1870 erfolgt im 
Januar des nächſtfolgenden Jahres, zuerſt alſo im Jahre 1876. 

Der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft bleibt jedoch das Recht 
vorbehalten, mit Genehmigung des Staates ſowohl den Amortiſationsfonds zu 
verſtärken und dadurch die Tilgung der Obligationen zu beſchleunigen, wie auch 
ſämmtliche Obligationen durch die ſtatutenmäßig beſtimmten öffentlichen Blätter 
mit ſechsmonatlicher Friſt zu kündigen und durch Zahlung des Nennwerths 
einzulöſen. i 5 

Ueber die erfolgte Amortiſation iſt dem vorgeſetzten Königlichen Eiſenbahn⸗ 
kommiſſariate alljährlich ein Nachweis einzureichen. 

Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Obligationen amortiſirt werden, 
ſo wird ein gerichtliches Aufgebot nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen 
erlaſſen. Für dergeſtalt amortiſirte, ſowie auch für zerriſſene oder ſonſt unbrauch⸗ 
bar gewordene, an die Geſellſchaft zurückgelieferte und gänzlich zu kaſſirende Obli⸗ 
gationen werden neue dergleichen ausgefertigt. 


$. 6. 

Die Inhaber der Obligationen ſind auf Höhe der darin verſchriebenen 
Kapitalbeträge und der dafür nach F. 2. zu zahlenden Zinſen Gläubiger der 
Magdeburg-Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft und daher befugt, wegen ihrer 
Kapitalien und Zinſen ſich an das geſammte Vermögen der Geſellſchaft und 
deſſen Erträge mit unbedingter Priorität vor den Inhabern der Stammaktien 
und der zu letzteren gehörigen Dividendenſcheine zu halten. 

Ein Vorzugsrecht vor dieſen Obligationen ſteht jedoch zu: 

a) den in Folge der Privilegien vom 10. März 1851. und 15. April 
1861., ſowie vom 12. April 1865. ausgeſchriebenen Prioritäts⸗Obliga⸗ 
tionen im Betrage von urſprünglich 700,000 Rthlr. reſp. 2,500,000 
Rthlr. reſp. 6,000,000, Rthlr. der Magdeburg⸗Halberſtädter, Magde⸗ 
burg⸗Thaleſchen und Köthen⸗Halberſtadt⸗Vienenburger Bahn; 
den Aktien der Magdeburg⸗Wittenbergeſchen Eiſenbahn zum Betrage von 
urſprünglich 4,500,000 Rthle. und den auf Grund des Privileg vom 
4. März 1850, ausgegebenen Prioritäts⸗Obligationen der Magdeburg⸗ 
Wittenbergeſchen Eiſenbahngeſellſchaft von urſprünglich 2,000,000 Rthlr. 
nach Maaßgabe der Beſtimmungen des F. 4. des 4. Nachtrages zum 
Statute der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft vom 28. Sep⸗ 
tember 1863. 

Eine Veräußerung der zum Bahnkörper gehörigen Grundſtücke iſt unſtatt⸗ 
haft, ſo lange die Obligationen nicht eingelöſt ſind. Dieſe Veräußerungs⸗Be⸗ 
ſchränkung bezieht ſich jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn und der Bahn⸗ 
höfe befindlichen Grundſtücke, auch nicht auf ſolche, welche innerhalb der Bahn⸗ 


b 


— 


höfe etwa an den Staat oder an Gemeinden zu öffentlichen Zwecken abgetreten 


wer⸗ 


a 
werden möchten. Für den Fall, daß Unſere Gerichte einen Nachweis darüber 
erfordern ſollten, ob ein Grundſtück zur Eiſenbahn oder zu den Bahnhöfen er⸗ 


forderlich ſei oder nicht, genügt ein Atteft des der Bahn vorgeſetzten Eiſenbahn⸗ 
Kommiſſariats. 


§ 7 
Die Inhaber der Obligationen ſind nicht befugt, die Zahlung der darin 
verſchriebenen Kapitalbeträge anders, als nach Maaßgabe der im F. 5. angeord⸗ 
neten Amortiſation zu fordern, ausgenommen: 


a) wenn ein Zinszahlungs⸗Termin länger als drei Monate unberichtigt bleibt , 


b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn durch Schuld der Gefell- 
ſchaft länger als ſechs Monate ganz aufhört; 


e) wenn gegen die Eiſenbahngeſellſchaft Schulden halber, in Folge rechts- 
kräftig gewordener Erkennkniſſe, Exekution im Betrage von mehr als 
10,000 Rthlr. durch Pfändung oder Subhaſtation vollſtreckt wird ; 


d) wenn die im F. 5. feſtgeſetzte Amortiſation nicht innegehalten wird. 


In den Fällen von a. bis inkl. 6. bedarf es einer Kündigung nicht, ſon⸗ 
dern das Kapital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Fälle eintritt, 
zurückgefordert werden, und zwar 


zu a. bis zur Zahlung der betreffenden Zinskupons, 
zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes, 
zu C. bis zur Aufhebung der Exekution. 


In dem sub d. gedachten Falle iſt eine dreimonatliche Kündigungsfriſt 
zu beobachten; auch kann der Inhaber einer Prioritäts⸗Obligation von dieſem 
Kündigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab Gebrauch 
machen, wo die Zahlung des Amortiſationsquantums hätte ſtattfinden ſollen. 
Die Kündigung verliert indeſſen ihre rechtliche Wirkung, wenn die Eiſenbahn⸗ 
verwaltung die nicht eingehaltene Amortiſation nachholt und zu dem Ende binnen 
längſtens dreier Monate nach erfolgter Kündigung die Auslooſung der zu amor⸗ 
tiſirenden Prioritäts⸗Obligationen nachträglich bewirkt. 


$. 8. 


Die Auslooſung der alljährlich zu amortiſirenden Obligationen geſchieht in 
Gegenwart zweier Mitglieder des Direktoriums und eines prokokollirenden Notars 
in einem vierzehn Tage vorher zur öffentlichen Kenntniß zu bringenden Termine, 
zu welchem den Inhabern der Obligationen der Zutritt geſtattet iſt. 


§. 9. 

Die Nummern der ausgelooſten Obligationen werden binnen vierzehn Tagen 
nach Abhaltung des im F. 8. gedachten Termins bekannt gemacht. Die Aus⸗ 
zahlung derſelben erfolgt aber in Magdeburg, ſowie in denjenigen Städten, welche 
Cr. 7689.) a etwa 


an 


etwa fonft noch von dem Direktorium der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft dazu beſtimmt werden, an die Vorzeiger der betreffenden Obliga⸗ 
ne gegen, derfelben und der dazu gehörigen, nicht fälligen Zins⸗ 
upons (F. 4.). 

5 a Uebrigen erliſcht die Verbindlichkeit der Geſellſchaft zur Verzinſung 
einer jeden Obligation mit dem 31. Dezember desjenigen Jahres, in welchem 
dieſelbe ausgelooſt und, daß dies geſchehen, öffentlich bekannt gemacht iſt. 

Die im Wege der Amortiſation eingelöſten Obligationen werden in Gegenwart 
zweier Mitglieder des Direktoriums und eines protokollirenden Notars verbrannt 
und, daß dies geſchehen, durch die öffentlichen Blätter bekannt gemacht. 

Die in Folge der Rückforderung von Seiten des Inhabers (F. 7.) oder 
in Folge einer Kündigung ($. 5.) außerhalb der planmäßigen Amortiſation ein⸗ 
gelöſten Obligationen hingegen iſt die Geſellſchaft wieder auszugeben befugt. 


f F. 10. 

Diejenigen Obligationen, welche ausgelooſt und gekündigt ſind, und, der 
Bekanntmachung in den öffentlichen Blättern ungeachtet, nicht rechtzeitig zur 
Realiſirung eingehen, werden während der nächſten zehn Jahre vom Direktorium 
der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft alljährlich öffentlich einmal 
aufgerufen. Gehen ſie deſſenungeachtet nicht ſpäteſtens binnen Jahresfriſt nach 
dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Realiſation ein, ſo erliſcht ein jeder Anſpruch 
aus denſelben an das Geſellſchaftsvermögen, was unter Angabe der Nummern 
der werthlos gewordenen Obligationen von dem Direktorium öffentlich bekannt 
zu machen iſt. Die Geſellſchaft hat aus dergleichen Obligationen keinerlei Ver⸗ 
pflichtungen mehr, doch ſteht der Generalverſammlung frei, die gänzliche oder 
theilweiſe Realiſirung derſelben aus Billigkeitsrückſichten zu beſchließen. 


GER 

Die in dieſem Pripilegium vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachungen 
erfolgen durch diejenigen Blätter, welche nach §. 72. des Statuts der Magdeburg⸗ 
Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft (Geſetz-Samml. für 1842. ©. 59.) zu Ver⸗ 
öffentlichungen in den Angelegenheiten dieſer Geſellſchaft benutzt werden ſollen. 

Zu Urkund dieſes haben Wir das gegenwärtige landesherliche Privilegium, 
welches durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen iſt, Allerhöchſteigenhändig voll⸗ 
zogen und unter Unſerem Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch 
dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats zu geben oder Rechten Dritter zu präjudiziren. 

Gegeben Berlin, den 28. März 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Ibenplitz Camphauſen. 


Schema A. 


a 
Schema A. 


Magdeburg- Halberftädter Eiſenbahngeſellſchaft. 


Fuͤnfprozentige Prioritaͤts⸗Obligation 
über 


N Thaler Preußiſeh Kurant. 


Inhaber dieſer Obligation M. hat auf e n Thalern 
Preußiſch Kurant Antheil an dem in Gemäßheit des umſtehend abgedruckten 
Allerhöchſten Privilegiums vod u emittirten Kapitale von 


13,500,000 Thalern. 

Die Zinſen mit fünf Prozent für das Jahr find gegen die auß- 
gegebenen, am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres zahlbaren halbjährlichen 
Zinskupons zu erheben. 

Magdeburg, den n 18. 


Direktorium der Magdeburg: Hulberftädter Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Drei Unterſchriften in Fakſimile.) 
(Trockener Stempel.) 


Kontrole Fol.... (Unterſchrift eines Beamten.) 
Dieſer Obligation find zwanzig Zinskupons für zehn Jahre vom ten 
SS beigefügt. i 5 


(Nr. 7639.) Schema B. 
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Schema B. 
VVL 


zu der 


fuͤnfprozentigen So Obligation 
Magdeburg - Salbe Eiſenbahngeſellſchaft 


..... 


Inhaber empfängt gegen an Talon zu der fünfprozentigen Prioritäts⸗ 
Obligation der Magdebur ce Eiſenbahngeſellſchaft W. die 
..t Serie Zinskupons auf die Jahre 18.. bis 18.., ſofern dagegen Seitens 
des als ſolchen legitimirten Inhabers der Obligation bei dem Geſellſchafts⸗ 
Direktorium vorher kein ſchriftlicher Widerſpruch eingegangen iſt. Im Falle 
ſolchen Widerſpruchs werden die Kupons zum Depoſikorium des Königlichen 
Stadt- und Kreisgerichts zu Magdeburg gebracht und die ſtreitenden Intereſſenten 
über den unter Dun e Anſpruch auf den Reh verwieſen. 

Magdeburg, denn nn 18 


Direktorium I Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Drei Unterſchriften in Fakſimile.) 
(Trockener Stempel.) 
Kontrole Fol.. (Unterſchrift.) 


. . r Zinskupon 


zur 


fuͤnfprozentigen Prioritaͤts-Obligation 
der 
Magdeburg-Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft 


„hl: Silbergroſchen ... Pfennige hat Inhaber dieſes 
DBF ab in Magdeburg aus unſerer Geſellſchaftskaſſe zu erheben. 
Dieſer Kupon wird ungültig und werthlos, wenn er nicht binnen vier Jahren 
nach der Verfallzeit zur Zahlung präſentirt wird. 

Magdeburg, nn 18. 


Direktorium der Magdeburg - Salbenjtüdter Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Drei Unterſchriften in Fakſimile.) 
Trockener Stempel.) 
Kontrole Fol... Sun 


Redigirt im Büreau des Staats -Minifteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(N. v. Decker). 


